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St.Gallen, 5. Februar 2021 

Vernehmlassung zum IKSS-Reglement; Stellungnahme des Kantons St.Gallen 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 20. November 2020 haben Sie uns zur Vernehmlassung zum neuen 
IKSS-Reglement eingeladen. Ich danke Ihnen dafür und äussere mich für den Kanton 
St.Gallen wie folgt: 

Der Kanton St.Gallen begrüsst die vorliegende Revision des IKSS-Reglements, weil sie 
einerseits längst notwendige Anpassungen an die Bundesgesetzgebung (Bundesgesetz 
und Verordnung über Seilbahnen zur Personenbeförderung [SebG, SebV], Bundesgesetz 
und Verordnung über die Personenbeförderung [PBG und VPB]) vornimmt und damit di-
verse Doppelspurigkeiten beseitigt und Lücken schliesst. Andererseits können damit aber 
auch endlich die jahrelangen Erfahrungen des Konkordats bzw. der Kontrollstelle IKSS 
sowie der Betriebe und Hersteller berücksichtigt und umgesetzt werden. 

Insbesondere Teil 111.1 des Reglements, welcher ergänzende bzw. abweichende Bestim-
mungen für Kleinseilbahnen vorsieht (sogenannter «dualer Weg») ist sehr begrüssens-
wert. Es können dadurch wesentliche Erleichterungen für die Betreiber der finanziell oft 
nicht sehr gut gestellten Anlagen erreicht werden. Der Ersatz von Konformitätsbescheini-
gungen durch Sachverständigengutachten ist sehr entgegenkommend und es ist zu hof-
fen, dass das BAV und das SECO die notwendige Zustimmung zu diesem dualen Weg 
und zur damit verbundenen teilweisen Abweichung von den SE-EN Normen erteilen. 

Ebenfalls sinnvoll und notwendig ist die Übernahme der bereits im Jahr 2016 durch das 
Konkordat verabschiedeten Anlagensystematik in den allgemeinen Teil des Reglements 
unter gleichzeitiger Bereinigung der Anlagekategorien. Bei den dort aufgeführten Seilbah-
nen über acht Personen pro Fahrtrichtung müsste aber explizit erwähnt werden, dass 
diese nicht unters Konkordat fallen, sondern bundeskonzessionspflichtig sind. Sie sind so-
mit dem BAV und nicht dem IKSS unterstellt. 

Teil IV mit den Anforderungen an die technischen Leiterinnen und Leiter kann ebenfalls 
vorbehaltlos zugestimmt werden. Die dadurch erfolgte Umsetzung von Art. 46c SebV ist 
längst überfällig und inhaltlich korrekt erarbeitet. 
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Generell ist anzumerken, dass einige Bestimmungen aus dem bestehenden Reglement 
ohne weiteren Kommentar weggelassen wurden, so zum Beispiel Art. 6 (Beseitigung von 
Anlagen) oder Art. 77 (Versicherungen). Es wäre empfehlenswert, in der Botschaft die 
Gründe für diese ersatzlosen Streichungen kurz zu erwähnen. Es ist nicht ohne weiteres 
schlüssig, dass diese Bestimmungen eine neue Grundlage in der später in Kraft getrete-
nen Seilbahngesetzgebung gefunden haben (Art. 19 und Art 21 SebG). Da sich die betei-
ligten Parteien (Betreiber, Hersteller usw) zumeist an den Regelwerken des IKSS (Regle-
ment und Konkordat) orientieren, wären diesbezügliche Erläuterungen sicherlich hilfreich. 

Zu den einzelnen Themen bzw. Artikeln des vorliegenden Entwurfes für das IKSS-Regle-
ment möchten wir folgende Anmerkungen bzw. Änderungsvorschläge machen: 

Teil I Gesetzeshierachie (Art. 4 und Botschaft S. 4) 

Aus Gründen der umfassenden Übersicht über die gesamten geltenden Bestimmungen, 
die einen Einfluss auf den Geltungsbereich des Konkordats haben, wäre es wünschens-
wert, in der Grafik auf S. 4 der Botschaft auch die internationalen Vorschriften darzustel-
len (EU-Seilbahnverordnung, SE-EN-Normen) und bei der nationalen Gesetzgebung die 
einzelnen geltenden Erlasse zu erwähnen (SebG, SebV, PBG, VPB). 

In Art. 4 (Anwendbare Bestimmungen), der den bisherigen Art. 2 ersetzt, müsste auch die 
Personenbeförderungsgesetzgebung erwähnt werden. Diese ist erst im Jahr 2009 nach 
der Seilbahngesetzgebung (2006) in Kraft getreten und hat daher in Art. 2 des in Kraft ste-
henden Reglements noch keinen Eingang gefunden. Gemäss Art. 4a SebV benötigen Ski-
lifte und Kleinseilbahnen ohne Erschliessungsfunktion sowie andere Anlagen  gem.  Art. 7 
VPB eine kantonale Personenbeförderungsbewilligung. Somit betrifft dies die grosse 
Mehrheit aller unter das Konkordat fallenden Anlagen. Auch wirkt sich die Personenbeför-
derungsgesetzgebung auf bestimmte Inhalte direkt aus (s. nachstehend Dauer der Bewilli-
gungen). 

Tell  I und  II  Begriffe (Art. 2, Botschaft S. 6 und 8) 

Aufsichtsbehörde 
Die Aufsichtsbehörde und ihre Aufgaben werden in den Art. 22 bis 24 SebG ausführlich 
behandelt. Dort und auch in Art. 1 des geltenden Reglements wird die Aufsichtsbehörde 
als zuständige kantonale Behörde bzw. «Kantonsbehörde» definiert. Diese Bezeichnung 
sollte auf jeden Fall beibehalten werden. Die Reduktion auf «Behörde» ist eher verwirrend 
und könnte zu Unsicherheiten führen. Die in Art. 2 Bst. b verwendete Formulierung stimmt 
denn auch nicht mit dem Text über die Aufsichtsbehörde auf S. 8 der Botschaft überein. 
Die Übernahme dieser zutreffenden Beschreibung in den Reglementstext wäre empfeh-
lenswert. 
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Abgrenzung Aufsichtsbehörde - Kontrollstelle IKSS 
Im Tagesgeschäft finden regelmässig Verwechslungen zwischen «Aufsichtsbehörde» und 
der Kontrollstelle IKSS statt. Für die Betreiber und Hersteller ist die Kontrollstelle IKSS zu-
meist die erste Anlaufstelle, sie wird von ihnen auch oft als Aufsichtsbehörde bezeichnet. 
Durch die Kontrollstelle IKSS werden sämtliche technischen und diverse betriebliche Auf-
gaben stellvertretend für die kantonalen Aufsichtsbehörden bzw. in deren Auftrag wahrge-
nommen. Es wäre daher sinnvoll, die kantonale Aufsichtsbehörde und die Kontrollstelle 
IKSS als deren Auftragnehmerin getrennt zu erwähnen und evtl. das Verhältnis und die 
Aufgabenteilung zwischen Kontrollstelle und kantonaler Aufsichtsstelle im Verfahrensteil 
in einem eigenen Artikel zu thematisieren. 

Bewilligungsbehörde 
Auf S. 8 der Botschaft wird ausführlich die «zuständige Bewilligungsbehörde» beschrie-
ben. Diese ist jedoch in den Begriffsdefinitionen von Art. 2 überhaupt nicht erwähnt. Ge-
mäss Anhang 3 zur SebV ist mit «Bewilligungsbehörde» die Betriebsbewilligungsbehörde 
gemeint. Da sowohl für Bau- als auch für Betriebs- und Personenbeförderungsbewilligun-
gen je nach Kanton verschiedene oder auch idente Behörden zuständig sein können, ist 
der Einheitsbegriff der «Bewilligungsbehörde» als ausschliesslich für die Baubewilligung 
zuständige Behörde ungeeignet. Der Ausdruck «Bewilligungsbehörde» muss unabhängig 
davon verwendet werden, ob es sich um Bau- Betriebs oder Personenbeförderungsbewil-
ligungen handelt. 

Baubewilligung - Betriebsbewilligung 
Wenn in den Begriffsbestimmungen sowohl die Bau- als auch die Betriebsbewilligung auf-
geführt wird, darf dort auch die Personenbeförderungsbewilligung nicht fehlen. In Art. 4 
und Art. 4a SebV sind diese drei Arten der Bewilligung explizit aufgeführt. Wie bei der Ge-
werbsmässigkeit (s. unten) stellt sich die Frage, ob eine Aufnahme in die Begriffsbestim-
mungen überhaupt sinnvoll ist, soweit es sich lediglich um inhaltsleere Verweise handelt. 
Zudem ist zu bedenken, dass die Bau-, Betriebs- und Personenbeförderungsbewilligun-
gen, je nach kantonalem Recht und Organisation der kantonalen Verwaltungen, einzeln 
oder kombiniert ausgestellt werden können. Im Kanton St. Gallen wird die Personenbeför-
derung bei Seilbahnen und Skiliften zusammen mit dem Betrieb bewilligt, so dass es sich 
hierbei um eine einheitliche Bewilligung und eine einzige zuständige Stelle handelt. 

Gewerbsmässigkeit 
In Art. 2 Bst. c wird zum Begriff der Gewerbsmässigkeit pauschal auf Art. 2 PBG verwie-
sen. Die Definition der Gewerbsmässigkeit in Art. 2 Abs. 1 Bst. b PBG wird jedoch in 
Art. 3 VPB noch konkretisiert, weshalb auch diese Bestimmung erwähnt werden müsste. 
Ausserdem findet sich in Art. 3 Abs. 2 SebV eine (leicht abweichende) Definition der Ge-
werbsmässigkeit, die im Zuge der Personenbeförderungsgesetzgebung nicht abgeändert 
wurde. Es ist davon auszugehen, dass diese seilbahnrechtliche Spezialgesetzgebung 
Vorrang hat und daher auch an erster Stelle zu zitieren wäre. 
Da die Gewerbsmässigkeit im Sinne der Personenbeförderungsgesetzgebung immer 
auch mit dem Begriff der Regelmässigkeit einhergeht (vgl. Art. 2 Art. Bst. b PBG und Art. 
2 VPB), müsste die «Regelmässigkeit» ebenfalls in die Begriffsdefinitionen aufgenommen 
bzw. auf diese Bestimmungen verwiesen werden. Allerdings könnte auf die Aufnahme der 
Gewerbsmässigkeit in die Begriffsbestimmungen auch gänzlich verzichtet werden, zumal 
es sich um reine Verweise auf geltende Rechtsvorschiften handelt. 
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Teil  II  Technische Genehmigung (Art. 8) 

Nach unserer Auffassung erfolgt die technische Genehmigung nicht durch die kantonale 
Aufsichtsbehörde sondern durch die Kontrollstelle IKSS (siehe Formulierung in Abs. 3) 
und auch die Nachreichung der Unterlagen wird durch die Kontrollstelle angeordnet. Hier 
wird der Begriff der Aufsichtsbehörde ungenau verwendet (s. auch oben zu Art. 2 und Bot-
schaft S. 6 und 8). 

Die technische Genehmigung bildet jedoch eine unabdingbare Voraussetzung für die Er-
teilung der Betriebsbewilligung. Dabei stellt sich auch die Frage nach der Rechtsnatur die-
ser technischen Genehmigung. Ist die technische Genehmigung Bestandteil der späteren 
Betriebsbewilligung? Wie können technische Genehmigungen oder andere IKSS-Hand-
lungen (Plangenehmigungen, Abnahmeberichte, Inspektionsberichte) angefochten wer-
den? Es gilt zu bedenken, dass diese Dokumente allenfalls eine Nichterteilung bzw. den 
Widerruf einer Betriebs- oder Personenbeförderungsbewilligung zur Folge haben können 
und damit weitreichende Rechtsfolgen erzeugen. Da diese Berichte nicht als eigenständig 
anfechtbare Verwaltungsakte gelten, müssen sie dem Betreiber / Gesuchsteller vom Kan-
ton mit einer Rechtsmittelmöglichkeit eröffnet werden. Nach unseren Kenntnissen wird 
dies in jedem Kanton anders gehandhabt. Wir sind der Ansicht, dass solche wichtigen 
verfahrensrechtlichen Themen im Rahmen dieser Reglementsrevision behandelt und ab-
geklärt werden müssten. 

Teil  II  Betriebsbewilligung - Bewilligungsinhalt (Art. 11) 

Die Betriebsbewilligung und deren Voraussetzungen werden in Art. 17 SebG umfassend 
geregelt. Daher wäre es empfehlenswert, in Art.11 darauf zu verweisen und nur zusätzli-
che vom Konkordat beschlossene Anforderungen explizit zu erwähnen. Neben der Gültig-
keitsdauer und der Anlagenkategorie müssten unseres Erachtens vor allem auch die 
IKSS-Nummer und der offizielle Name der Anlage gemäss IKSS-Anlageblatt feste Be-
standteile einer Betriebs- und Personenbeförderungsbewilligung sein. Wünschenswert 
wäre es ausserdem, die Koordinaten von Tal- und Bergstation zwecks einwandfreier Iden-
tifikation der Anlage und jederzeitiger Auffindbarkeit im Geoportal in die Bewilligung aufzu-
nehmen. 

Neben diesen formellen Inhalten wäre zu erwägen, betriebliche Inhalte wie die Zulassung 
von Nachtbetrieb oder alternativem Sommerbetrieb (bei Skiliften) bzw. Winterbetrieb (bei 
landwirtschaftlichen Seilbahnen) sowie den Transport von (Trend)-Sportgeräten als festen 
Bestandteil in die Betriebsbewilligung aufzunehmen. Daraus wäre jederzeit die betriebli-
che Ausrichtung ersichtlich und es würde sich automatisch eine Bewilligungspflicht für 
diesbezügliche nachträgliche Änderungen ergeben. 

Zudem wäre es sinnvoll, den wiederkehrenden jährlichen Abbau bzw. Wiederaufbau bei 
Kleinskiliften in der Bewilligung zu erwähnen. 
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411! 

Mit diesen konkreten Anforderungen an die Betriebsbewilligung könnte gewährleistet wer-
den, dass die allgemeinen bau- und planungsrechtlichen Bestimmungen und insbeson-
dere auch die natur- und umweltrechtlichen Bestimmungen (wie z.B Lärmschutz, Gewäs-
serschutz, Bodenschutz, Schutzgebiete) jederzeit eingehalten bzw. angepasst werden. 
Die in der Botschaft zu Teil 111.2 Art. 51 und 52 gemachten Ausführungen (Lärmimmissio-
nen usw.) gehören denn auch teilweise nicht in dieses technische Kapitel, sondern eher in 
die Teile 1(Allgemeine Bestimmungen) oder  II  (Verfahren). 

Zwar wird die Forderung nach Berücksichtigung der raumplanungs- und umweltrechtli-
chen Vorschriften in der Seilbahngesetzgebung ebenfalls ausdrücklich statuiert (vgl. Art. 3 
Abs. 3, Art. 9 Abs. 3 Bst. b, Art. 15, Art. 15a SebG sowie Art. 4a Abs. 2 SebV), in der Pra-
xis zeigen sich jedoch häufig Lücken in der Koordination zwischen den verschiedenen be-
teiligten Behörden und privaten Akteuren. Selbstverständlich ist die Aufgabe der Koordi-
nation von Bau-, Raumplanungs und Umweltverfahren eine innerkantonale Angelegen-
heit, jedoch könnten gewisse einheitliche Anforderungen an die Betriebsbewilligungen im 
Geltungsbereich des Konkordats wesentlich dazu beitragen. 

Schliesslich stellt sich die Frage, ob nicht auch die technische Genehmigung (Art 8) als 
Voraussetzung für die Erteilung einer Betriebsbewilligung (in Ergänzung von Art. 17 
SebG) erwähnt werden müsste bzw. ob sie sogar festen Bestandteil der Betriebsbewilli-
gung bilden sollte (s. auch oben zu Art. 8). 

Teil ll Bewilligungsdauer (Art. 11 Abs. 4 und Botschaft S. 9) 

In der Botschaft wird darauf verwiesen, dass der Konkordatsvertrag die Betriebsbewilli-
gungen kantonaler Seilbahnen (und Skilifte) auf 20 Jahre befristet (Art. 5 Konkordatsver-
trag i.d.F. von 1972). In Betracht zu ziehen ist aber auch, dass gemäss Art. 7 Abs. 4 PBG 
die Personenbeförderungsbewilligung für höchstens zehn Jahre erteilt werden darf. Da 
die Personenbeförderungsbewilligung wohl in den meisten Kantonen zusammen mit der 
Betriebsbewilligung erteilt wird (im Kanton St.Gallen ist dies der Fall), macht es kaum 
Sinn, die Betriebsbewilligung für eine längere Dauer auszustellen. Unseres Wissens wer-
den die Betriebsbewilligungen daher auch in anderen Kantonen zumeist auf 10 Jahre be-
fristet. Dies müsste in der Botschaft ebenfalls erwähnt werden. 

Tell II  Betriebsbewilligung  -  Versicherungsnachweis  (Art. 11) 

Die Versicherungspflicht wird in Art. 17 Abs. 3 Bst. b SebG als Bewilligungsvoraussetzung 
erwähnt und deren Inhalt in Art. 21 SebG ausführlich geregelt. Entsprechend muss diese 
Anforderung in Art. 11 nicht wiederholt werden. So wurde auch Art. 77 des geltenden 
Reglements (und damit die 2-Wochenfrist) in den Entwurf nicht mehr aufgenommen. Die 
Versicherungspflicht als Voraussetzung für die Bewilligungserteilung ist daher eine reine 
Wiederholung des Gesetzestextes. Zudem wird die Versicherungspflicht auch in Art. 5 
des Konkordatsvertrags als Bewilligungsvoraussetzung statuiert. 
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Tatsächlich ergeben sich aber regelmässig Probleme, wenn der Versicherungsausweis 
bei der Abnahme der Anlage noch nicht vorliegt, weil die Betreiber dies oft vergessen 
oder zu spät anfordern. Ohne Versicherungsausweis darf aber auch eine provisorische 
Inbetriebsetzung (siehe Art. 10 Abs. 2) nicht erfolgen. Siehe hierzu auch Art. 5 des gelten-
den Reglements («nach der Abnahme»). Es wäre daher zu überlegen, ob das Erfordernis 
eines Versicherungsausweises nicht unter Art. 10 (Abnahme) als Voraussetzung für den 
provisorischen Betrieb erwähnt werden sollte. 

Auch die in Art. 21 SebG statuierte Meldepflicht der Versicherungen gerät oft in Verges-
senheit, was dazu führt, dass die Aufsichtsbehörde von Änderungen bzw. der Beendigung 
der Versicherung nicht bzw. nicht rechtzeitig Kenntnis erhält und so die Gefahr besteht, 
dass unversicherte Anlagen in Betrieb gelassen werden. 

Es wäre daher sinnvoll, in einem eigenen Artikel «Versicherung und Meldepflicht» die Vor-
lage eines Versicherungsnachweises zu verlangen, der die in Art. 21 SebG statuierte Mel-
depflicht nochmals ausdrücklich beinhaltet. Im Kanton St Gallen wird in der Praxis anstelle 
der Versicherungspolice für jede in Betrieb stehende Anlage ein Versicherungsausweis 
verlangt, auf welchem der Versicherer selbst die von uns formulierte Meldepflicht aus-
drücklich festhält und anerkennt. Zudem müssen die Versicherungssumme und die ge-
naue Definition der versicherten Anlage (IKSS-Nr.) enthalten sein. Dies erspart ein wie-
derkehrendes Nachreichen von verlängerten Versicherungspolicen (Art. 21 Abs. 3 SebG) 
und stellt letztendlich für alle Beteiligten eine Erleichterung dar. 

Aufgrund der Meldepflicht kann die Aufsichtsbehörde ohne anderslautende Meldung da-
von ausgehen, dass die Versicherung in der angegebenen Höhe und für die mit der ent-
sprechenden IKSS-Nr. bezeichneten Anlage aufrecht ist, und dass keine wesentlichen 
Änderungen im Versicherungsverhältnis eingetreten sind. Zuweilen werden dadurch auch 
allfällige Sistierungen von Anlagen oder Eigentümerwechsel bekannt, die — zumeist aus 
Unkenntnis — vom Betreiber oftmals nicht gemeldet werden. Der korrekte Versicherungs-
nachweis dient daher nicht nur der Sicherstellung der Deckung von allfälligen Unfällen, 
sondern stellt gewissermassen auch ein Kontrollinstrument dar. 

Wir schlagen vor, einen zusätzlichen Artikel im Reglement aufzunehmen, worin festgehal-
ten wird, dass der Betreiber vor Inbetriebnahme der Anlage einen Versicherungsausweis 
vorzulegen hat, in welchem der Versicherer die umfassende gesetzliche Meldepflicht nach 
Art. 21 SebG ausdrücklich anerkennt und bestätigt. Allenfalls könnte bereits eine Vorfor-
mulierung der Meldepflicht mit folgendem Wortlaut erfolgen: 
«Die xxx Versicherung verpflichtet sich, der kantonalen Aufsichtsbehörde yyy das Ende 
oder Aussetzen der Versicherung sowie alle nachträglichen Änderungen unverzüglich zu 
melden». 

Teil 111.2 Ergänzende Bestimmungen für Skilifte- Nachtbetrieb und Trend-
sportgeräte (Art. 51 und 52) 

Es erscheint uns sehr wichtig, dass auch Themen wie «Nachtbetrieb» und »Transport von 
Trendsportgeräten» in diesem Reglement thematisiert und geregelt werden, da diese 
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Punkte bei der Bewilligungserteilung besonders zu berücksichtigen sind, um die raumpla-
nerischen und umweltrechtlichen Vorschriften einzuhalten und mit den zuständigen Stel-
len zu koordinieren. Beim Neubau von Anlagen geschieht dies in der Regel bereits im 
Rahmen des Baubewilligungsverfahrens. Im Falle von nachträglichen, insbesondere be-
trieblichen Änderungen sowie bei Verlängerungen von bestehenden Bewilligungen müs-
sen diese Aspekte jedoch innerhalb des Verfahrens zur Erteilung der Betriebs- und (oder) 
Personenbeförderungsbewilligung berücksichtigt werden. 

Da diese umweltrechtlichen Themen (Transport von Trendsportgeräten mit Skiliften, 
Transport von Sportgeräten im Allgemeinen, Nachtbetrieb, alternativer Sommer- und Win-
terbetrieb) nicht technischer, sondern betrieblicher Natur sind, schlagen wir vor, diese im 
Teil  II  zu behandeln und allenfalls als Bewilligungsinhalt in Art. 11 zu aufzunehmen. 

Die Berücksichtigung der raumplanerischen und umweltrechtlichen Aspekte geschieht 
durch Einbezug der zuständigen Stellen jeweils nach kantonalem Recht. Beim Neubau 
von Anlagen erfolgt dies bereits im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens. Bei Verlän-
gerungen von bestehenden Betriebsbewilligungen müssen diese Themen im Betriebsbe-
willigungsverfahren berücksichtigt werden. Betriebliche Änderungen bzw. eine Umnutzung 
der Anlage während der Laufzeit, d.h. während aufrechter Bewilligung müssen in jedem 
Fall der Aufsichtsbehörde gemeldet werden. Ob diese eine Änderung oder Anpassung der 
Bewillligung zur Folge haben oder bereits durch die bestehende Bewilligung abgedeckt 
sind, entscheidet die zuständige kantonale Aufsichtsbehörde. 

Wir schlagen vor, betriebliche Änderungen im Teil  II  zu behandeln und z.B: in Art. 12 
«Umbauten» auch «Umnutzungen betrieblicher Art» zu integrieren. 

Ich danke für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer Anlie-
gen bei der weiteren Bearbeitung des IKSS-Reglements. Ich hoffe auf baldige Genehmi-
gung eines modernen und den tatsächlichen Gegebenheiten angepassten IKSS-Regle-
ments durch das Konkordat. 

Freundliche Grüsse 

Die Vorsteherin: 

Susanne Hartmann 
Regierungsrätin 

Kopie an: 
— Amt für Umwelt 
— Amt für Raumentwicklung und Geoinformation 
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